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Fünf n ^ d dreißigste Sitzung.
Düsseldorf, den 18, Juli 18ä1.

Das Prokokoll der letzten Sitzung wurde verlesen und genehmigt.
Hieraus trug der betreffende Referent im Auftrage des vierten Ausschussesden Entwurf zur Adresse, die Aufhebung des Gesetzes

vom 6, Mär; 1821 betreffend, vor.
Es kamen sodann die Anträge, die Prcßfreiheit betreffend, zur Berathung, und erstattete der betreffende Referent Bericht über

diese Angelegenheit, welcher mit dem Vorschlag schließt, daß cs dem Landtage gefallen möge, Se. Majestät allcrunterthänigst zu bitten:
!) die Anfertigung eiues Straf-Gesctzes verordne» zn wolle», durch welche« mit Aufhebung des Ecnsur-Zwangs alle Vergehen,

die mittelst der Presse gegen den Staat uud die Individuen begangen werden können, bestraft sein würden;
2) bis zur Vollendung und Einführung dieser Straf. Gesetzgebung die jetzt bestehenden Censur-Vorschriften einer Revision

unterwerfe» und die neuen, den Eensoren zn ertheilenden Instructionen Allcrgnädigst veröffentlichen zu wollen, damit jeder
Schriftsteller sich darnach richten könne uud keine Nilltühr von Seiten der Eensoren zu besorgen sei.

Ein Abgeordneter aus dem Stande der Städte bemerkte: der Referent gehe in seinem prciöwnrdigen Wohlwollen für den Ge¬
genstand seines Antrages weiter, als er selbst gethan. Eine allgemeine Preßfreihcit halt« er nicht für rathsam, nicht für zweckmäßig,
nicht für wohlthätig und noch nicht an der Zeit. Sie werde, sie könne uns nicht zugestanden werden, weil unsere Verhältnisse zum
deutscheu Bunde es nicht zuließen. Was er fordere, genüge; mehr fordern, scheine einer Bitte um Vcrweigernug gleich zu
stehcu. Fordern wir darum nicht das unerreichbare Marimum; begnügen wir uns vielmehr mit dem erreichbaren Minimum, Er
bitte aber seine verehrten Mitstände, ihn in dieser Forderung zu unterstützen; denn das fühle Jeder, daß Etwas gethan werden müsse,
damit der sechste rheinische Landtag nicht nnter der Erwartung seiner Eommittenten bleibe. Sein Antrag habe drei Stützpunkte
in's Auge gefaßt:

1) ein Recht im Besondern, nicht im Allgemeinen;
2) Verbesserung des Gebrauchs der Presse, besonders in ihrer Anwendung aus Zeitungen, periodischeBlätter uud Flugschriften,
g) Ausführbarkeit und unbestreitbare Zulässiglcit.
Er fordere nämlich nur Prcßfreiheit, oder eigentlich nur Eensur-Bcsreiungen für unterschriebene, mit den untergcdruckten wahr

hastigen Namen der befugten, oder berechtigtenAutoren versehene,raisonircnde, oder rügende, ober verklagende uud beklagendeArtikel,
Gr beabsichtigeans diesem Wege Anonvmität und Pseudonvmität herabzuwürdigen; die Leser würden sich nur den unterschriebenen,
sie interessirenden Namen zuwenden, die Beachtung der Nichtunterschriebcne» aber je länger, je mehr versagen, weil diese meistens
nur lobhudelnde sein würde», die von den Ecnfurstrichen nichts zn fürchten hätten. Er beabsichtige ferner, der Preßfreihcit durch
dieses Mittel eine Vorschule zu eröffnen, wo sie sich zur edel» Frcimüthigtnt, zum Kampfe mit offenemVisir ausbilde», und Schmäh¬
sucht uud gemeine Kritikasterei vermieden werde. Die Schrciberzahl werde dabei freilich abnehmen, aber auch weniger leeres Stroh
gedroschenwerden. Die ehrlichen Freunde der Presiftciheit i» ihrem wahren Sinne würden alsbald auf der rein gemachten Arena
erscheinen und ihre Wappen-Probe machen lassen und erst von da an habe der gute Name einen gute» Klang; er erwarte einen
ebenbürtigen, wenn ihm der Platz streitig gemacht werden würde. Bis dahin, unter der absoluten Herrschaft der Ecnsnr, wäre keine
Ehre dabei zu gewinnen gewesen, den Namen zn nennen; bleibe er doch immer der Kastrirung verdächtig, und von Masken (Ano¬
nymen) niemals ungeneckt und ungeschmäht. Würde sein Antrag von der Stände-Versammluug a»genommen, dann trete er tn den
weiten Kreis der vielfachsten uud ausführlichsten Discussiouen, und täuschten ihn seine Hoffnungen nicht, dann würde erkannt wer¬
den, daß der sechste rheinische Landtag das Problem einer ungefährlichen Prcßfreiheit gelöst habe.

Ein Mitglied des Fürstenstandes trug vor: der neulich vernommene Antrag des geehrten Redners und das auf denselbenBezug
habende Referat beschäftigt sich mit einer Angelegenheit, welche im südlichen Deutschland schon auf alle» Landtagen verhandelt wor¬
den, uud dieselben Wochen und Monate hingehalten hat, ohne bis jetzt zu einem anvcrn Resultate zu führen, als zu dem längst
bekannten, daß die Eensur zwar ein Uebel sei, aber nur durch dieses Uebel einem bei weitem größern, dem durch die Presse entste¬
henden Unfug, gesteuert werden tonne. Diese Ueberzeugung befestige sich nach und »ach so in unserm Deutschland, daß nicht nur
die einzelnen Länder in ihrer Partiknlar-Gcsetzgebung die Eensur durchgehendöbeibehalten zu müssen glaubte», sonder» daß auch von
Bundeswegen Gesetze darüber erlassen worden, welche Prcnßcn mitgab nnb sich ihnen mit unterwarf. ES müßten daher sehr triftige
Gründe obwalten, welche jetzt unsere Versammlung bewegen sollten, Se. Majestät den König nm Aufhebung der bisherigen Eensur
und Lossagung von der in allen deutschenBnndcsstaatcn bestehendenGesetzgebung zu bitten. Der Antragsteller uiotivire seinen An¬
trag durch Gründe zweierlei Art; den ersten Grund für Abschaffung der Eensur finde er in ihrem alle freie Entwickelung des
menschlichenGeistes hemmenden Wesen; den andern in dem Beispiele unserer Nackbarn. Betrachteten wir den ersten dieser Gründe,
so glaube er dreist behaupten zu können, daß nach keiner Richtung hin, weder in Rede, noch in Schrift, die wahre uud edlere, freie
geistige Entwickelung, weder in unserer Nhcinprovinz, noch im ganzen Deutschland als gefesselt erscheine, und daß wir neben dem gesun¬
den Sinne der Mehrheit des deutschenVoltes zum große» Theile einer aufgeklärte!, Eensur verdanken, daß während der Jahre 18'"/^,
während Preßunfug an unseren Grenzen wüthete und vielfach seine sträflichen Zwecke erreichte, in Deutschland die Ruhe bewahrt,
uud uur in den Ländern auf bedauerliche Art gestört wurde, wo man aus Schwäche nicht den Muth hatte, die zügellose Presse zu
ft'ffeln. l

In diesem Augenblickenamentlich scheine ihm nicht der mindeste Grund vorhanden, einen solchen Antrag an Se. Majestät gelan¬
gen zu lassen, da Allerhöchstdieselbenerst kürzlich durch die Erlaubniß zur Veröffentlichung unserer Verhandlungen, die wir vollständig
in »nsern Prouinzialblättcrn «nd in der Staatszeitung mit manchem ausgesprochenenTadel und manchem freien Worte aufgenommen,
gelesen hätte», uns einen Beweis gegeben habe, daß von einem solchen Herrn keine Beschränkungen, sondern nur fernere Befreiungen
der Presse von zu lästigem Zwange zu erwarten seien. Er erlaube sich dabei an ein bekanntes Sprüchwort: „vom kleinen Finger und
her ganzen Hand" zu erinnern.

Was nun zweitens die von dem Herrn Antragsteller angeführten Beispiele unserer Nachbarn betrafen, so glaube er, baß man
nicht eifersüchtig auf die Seegnnngcn zu sein brauche, welche denselben aus der Freiheit der Presse erwachsen seien. Das zuerst
angeführte England könne keinen Maaßstab abgeben, da dort schon seit Jahrhunderten auf historischem Wege sich Verhältnisse ausge¬
bildet hätten, die in keineiwandern Lande durch Anwendung von Theorien hervorgerufen werden könnten, sondern gerade in Englands
eigenthümlicher Lage ihre Begründung gefunden hätten. In Holland habe Freiheit der Presse nicht vor erdrückenderNationalschnld
bewahren können, uud größtenteils zur Herbeiführung einer Revolution mitgewirkt, die den Abfall der Hälfte dieses Landes zur
Folge gehabt habe. Frankreich sähen wir durch die Freiheit der Presse wahrlich nicht beglückt, sondern den König der Franzosen
in beständigem Kampfe mit dem Preßunfug, der sich nicht schentc, dem gewählten Staats-Oberhaupte Briefe unterzuschiebenund so
Dessen Autorität, zu untergraben, und anarchischeZwecke zu verfolgen. Man sehe die Regierung im beständigen Kampfe mit Gmcuten,
die durch ihre beständige Wiederkehr, wenn schon meist blutigen Ausgangs, unsere Aufmerksamkeit' schon kaum mehr zn fesseln
vermöchten, nnb sollten unS veranlaßt finden, ein solches Land uns zum Muster zu nehmen? In der Schweiz endlich, die der
Antragsteller als den schlagendstenBeweis gegen seinen eigenen Antrag als Beispiel anführe, sollte man dort wohl ein durch Freiheit
der Presse beglücktesEldorado finden können? Gedenke man nicht mit Esel der rohen, in dortigen Blätter» verhandelten Partei.
Streitigkeiten, in welchen die Namen der Partheien, im richtigen Gefühl ihrer geringen menschlichenWürde, sich nach Theilen des.
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thierischen Körpers in Horn- und Klauen-Männer sonderten, und durch Platte Schmährcben sich bei alle» Nachbarn verächtlich
machten! noch jetzt verbreiteten die eingebildeten Scegnungen der Presse in diesem unglücklichen,unsreien Freistaatc Aufruhr, Anarchie
und Mord, wie der erst ganz neuerliche Aufstand im Canton Tessin gezeigt; und den gebildeten, glücklichen,geistig freien Rheinländern
führe man ein solches Land als Beispiel vor!

Es bleibe ihm nun noch übrig davon zu reden, was auf den rheinischen Prouinzial-Lanbtagen über diese» Gegenstand vorge¬
kommen. Nur zwei Provinzial - Landtage hätten sich, der eine mit demselbenAntrage, wie der vorliegende, der andere mit einem
ähnlichen beschäftigt. In Preußen wurde ein Antrag auf Linderung der strengen Censur gerichtet; der Landtag habe sehr wohl
erkannt, daß seine Absicht eine wohlthätige nnd wohlgemeinte sei; demungeachtet aber habe man Anstand genommen, eine Adresse
an Sc. Majestät den König darüber zu erlassen, da der König überdies jedem unnöthigen Geistes-Zwange feind sei, und daher
schon auch ohne Bitte eine sichere und dauernde Abhülfe zu erwarten sei. In der Provinz Posen sei derselbe Antrag, wie der vorliegende,
mit 35 gegen 8 Stimmen abgewiesen worden, weil die Angelegenheiten der Presse in den Händen Sr. Majestät des Königs, des
weisen und aufgeklärten Monarchen, gut aufgehoben seien und keiner Anregung von Seiten des Landtags bedürften. So lasse man
denn diese Angelegenheit mit nicht minderem vertrauen, als die übrigen Landtage, der hohen Weisheit des Königs anheim stellen
und nicht Se. Majestät um etwas bitten, was Sie nicht gewähren tonnen und werden, weil es feinen Seegen bringe. Er trage deshalb
darauf an: „daß der vorliegende Antrag und das Referat darüber, als unerreichbare und unheilbringende Wünsche enthaltend, l»<i «et»
gelegt und an Sc. Majestät den König kein Antrag über diesen Gegenstand gerichtet werde. "

Der Referent sucht zuerst zu beweisen, daß sich das Referat ganz in den Schianten der ihm vorliegenden Anträge gehalten
habe und glaubte vorläufig sich auf die Bemerkung beschränkenzu können, daß eö nur zwei Wege gebe, sich vor dem Mißbrauch,
zu schützen, den die Presse verursachen könne; diese Wege habe der Ausschuß angegeben, und möge es der Erörterung anheim
gegeben werden, zu entscheiden, welches der beste Weg sei.

Ein Abgeordneter der Städte führt an, Sicy«s soll gesagt haben: „Die Revolution ist eine schöne Sache, aber schlechte
Menschen haben sich spater hineingemischt." Auch die Prcßfreiheit sei eine schöne Sache, so lange sich schlechte Menschen nicht hinein¬
mischten. Bis jetzt sei aber noch lein Mittel erfunden, die mit der Preßfreiheit verbundene Zügellosigteit zu hemmen. Es sei kein
Zweifel, daß Frankreich keinen Augenblicksicher wäre, in eine neue Revolution hineingeworfen zu werden, so lange die Zügcllosig-
keit der Presse und die jetzige Constitution bestehe; denn mit beiden sei eö unmöglich, zu regiere». Seit langer Zeit habe er den
sonst so mächtigen Nachbarstaat als ein Theater für Deutschland angesehen. Aus dem, was daselbst aufgeführt werde, hatte» die
Deutschen Gelegenheit, heilsame Lehre» zu schöpfen. Das neueste interessanteste Schauspiel wäre dasjenige, worin Thiers Haupt-
Acteur gewesen. Wir verdanken ihm den neuen Aufschwung von Patriotismus in allen deutschen Gauen und hätten deßhalb wohl
Ursache gehabt, zu applaudiren.

Die Sympathien für Constitution und Prcßfreiheit müssen nothwendig geschwächt werben, wenn man sahe, wie damit ucibunden:
„ewig wandelbare Zustände in jenem Lande und eine beängstigende Ungewißheit der Zukunft;"

der wahre rebliche Pratriot vermöge die Regung in sich nicht zu unterdrücken, Constitution und Preßfreiheit seien nicht für das Wohl
des Volkes, sondern für die Befriedigung des Ehrgeizes Einzelner und die Herrschaft der Partheien. Sein UnabhängigteitS-
Gefüh! spreche für die Preßfreiheit ganz in dem Sinne, wie der Antrag fonmrt sei, worin er kein Destructions-Prinzip erkenne;
er müsse aber der Vernunft und Erfahrung Gehör geben, welche Vorsicht geböten; er mache daher den Vorschlag: Se. Majestät den
König zu bitten, die dem Referate abschriftlich beigefügte Labinets-Ordre des verewigte» Laüdesvaters vom Jahre 18U4 mit Auf¬
hebung des Censur-Cdicts vom 18. Octobcr 1819 — in Communal-Angelegenheiten im weitesten Sinne Allergnädigst ausführen
zu lasse», u»d zwar als Versuch, in wie fern allmählig auch innern policische» Interessen dieselbeFreiheit zu gestatten sein möchte.
Er bitte, diesen seinen Vorschlag als ein Amenbement aufzunehmen."

Der Antragsteller verwahrt sich gegen die Behauptung des Referenten, daß er seinen ursprünglichen Antrag abgeändert habe;
für anonyme Anträge habe er keineswegs Censurfreihcit gewünscht, und dadurch schon hinreichend angedeutet, baß er unbefugten
Schreibern keinen Vorschub leisten wolle.

Der Referent erwidert: baß das Censur-Gesetz ihm einer solchen Bestimmung vorzuziehen scheine.
Ein Abgeordneter aus dem Stande der Ritterschaft äußert sich dahin: „dem zweifachen Antrage des vierten Ausschusses, ersten«

die Entwersung und Erlassung eines Prcßgesetzes und demgemäß gänzlicheAufhebung der Censur, als Präucntiu-Maaßrcgel; zweitens,
bis dies geschehen, die Milderung der jetzt bestehenden Censur betreffend, könne er sich nur zum geringsten Theil und Bedin¬
gungsweise, in so weit es den zweiten Theil desselben betreffe, anschließen, und zwar aus folgenden Gründen: Die Censur sei, folge¬
recht ausgeübt, keine bloße Präventiv-Maaßregel, sondern sie solle die Vollendung eines beabsichtigten, schon begonnenen, in seinen
Folgen höchst verderbliche» »»b auf einen großen Theil der Bevölkerung sehr einflußreichen Vergehens, oder selbst Verbrechens ver¬
hindern und tonne daher nicht unter die Categorie der Präventiv-Gesetze gesetzt werden. Wenn ein Schriftsteller selbst in der
reinsten Absicht ein Werk, eine Flugschrist, einen Zeitungs-Artikel geschriebenhabe; wenn er verderbliche, der Religion, der Moral,
oder dem Staate, dessen Oberhaupte und Gesetz gefahrdrohende Lehren zu verbreiten beabsichtige, so habe er schon die Absicht
geäußert, ein höchst schädliches,in seinen Folgen unberechenbares Vergehen oder Verbrechen zu begehen. Er habe das Gift gemischt
mit der ausgesprochenen Absicht, es möglichst allgemein zu verbreiten; die Aufgabe einer gut geleiteten Censur sei nun, ihn an der
Vollendung dieses beabsichtigten Vergehens durch den Druck und die Veröffentlichung seiner Schrift zu hindern, die Verbreitung des
auf Religion und Moral gegründeten Giftes zu verbieten, und so dem unberechenbaren Nachtheil vorzubeugen, den ein solches
Beginnen auf eine» großen Theil der Bevölkerung, auf das un- ober halbgebildete Volk, auf die leicht empfängliche, leicht zu
verführende, weit unerfahrenere Jugend ausüben würbe. Die Censur sei also eine, in jedem Staate bei dem jetzigen Cultur-Zustande
der Völker unerläßliche Nothwendigkeit, wenn auch schon ein nothwendiges Uebel. Ein nothwendiges Uebel, sage er mit voller Ueber¬
zeugung; weil eines Theil die Nothwendigkeit einer Einschreitung der Staatsbehörden, oder der gesetzlichen Gewalt wohl nicht bestrittcn
werden tonne, andern Theils aber daö Uebel in der Besetzung der Ecnsur-Bcl'örbe, in der Ausübung ihrer Befugniß durch minder
beschränkteBeamte und überhaupt in der Mllngelhastigkcit aller menschlichenEinrichtungen, so wie deren Ausübung durch Menschen
liege. Diesem Uebel wäre nach seiner Ansichtnur durch folgende hier oben angegebene Maaßregeln und Bestimmungen vorzubeugen,
in so weit dies menschlicherWeise möglich sei, wobei es sich von selbst verstehe, daß immer noch Grund zu Klagen, mitunter
gerechten, bleiben würde.

Nach der Vollkommenheit sollten wir stieben, sie sollte das Ziel unseres Streben« hier auf Erden sein, wenn wir auch die
Ueberzeugung hätten, sie nie zu erreichen. Diese Bestimmung in kurzen Umrissen anzudeuten, erlaube er sich hier, es der hohen
Einsicht und Weisheit der erleuchteten Versammlung anheimstellend, ob sie seine Ansichten theilen, sie bei des Königs Majestät
befürworten wolle.

Zuerst müßten die Censoren selbst mit der größten Sorgfalt gewählt werden; es müßte dieses höchst wichtige Amt nur Männern
von erprobter Einflcht und ausgedehnter Bildung, vereint mit einer großen Unabhanaigkeit und Festigkeit, alten fremde» Einflüsse»
unzugänglich, anvertraut werden. Da aber selbst bei diesen Eigenschaften doch noch Mißgriffe und Fehler denkbar seien, so müßte:

Zweitens in jeder Provinz ein Provinzial-Censur-Eollegiu!» niedergesetzt werben, welches aus erleuchteten, wissenschaftlichgebil¬
deten Iustizbeamten (vielleicht aus Mitgliedern des höchstenIustizhofcs der Provinz) bestände, und welches nicht von dem Einfluß
der Provinzial-Ncrwaltungs-Behörden abhängig wäre; an welches Collegium jeder Schriftsteller, Jeder, der seine Gedanken und
Ansichten vurch den Druck zu veröffentlichen beabsichtige, Rekurs ergreifen könne, der sich durch eine Entscheidung de« Lensors
beeinträchtigt, in seine» Rechte» gekränkt glaubte.
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Die Rechtlichkeitund Unabhängigkeit der preußischen Justiz sei genugsam bewährt, um hier einer besonderen Anerkennung zu
bedürfen, aber um auch hier allen begründeten Klagen gegen deren Entscheidungen nach Möiichkeit vorzubeugen und in der ganzen
Monarchie in die allgemeine Ausübung der Censur Einheit zu bringen, müßte:

Drittens eine höchste ebenfalls collegialischgebildete Censur-Behörde in Berlin »iedergesctz werden, welche in letzter Instanz zu
entscheiden hätte und an welche nicht allein den Schriftstellern, sondern auch den Censoren erster Istanz, der Neeurs gegen die Entschei¬
dungen der Prouinzial-Censur-Vehörde offeu bliebe, wenn diese sich für verpflichtet hielt, die Arrechthal.ung ihrer Entscheidungenzu
verlangen. Vorläufig wären diesen Behörden kurze und allgemeine, aber klare und bestimmteVoschriften zu ertheilen, wonach sie ihre
Entscheidungennach bestem Wissen und Gewissen zu ertheilen hätten. Diese Vorschriften müßte» i> Allgemeinen gefaßt und nur gegeu
alle Angriffe auf Religion und Moral, auf den König und dessen erlauchtes Haus, auf den Stat, dessen Einrichtungen und Gesetze
(doch eine bescheideuegemäßigteBeleuchtung der letzter» nicht ausschließend) gerichtet sein, so wie auchllc gehäßigcn Persönlichkeitenund
Veröffentlichungen auö dem inneren Familien-Leben, vorzüglich wenn sie unter dem Schleier einer feien Anonymität, dem Dolche eines
versteckten Meuchelmördersgleich, verborgen wäre, streng verboten sein. Ertrage daher bei Einer hohenStände-Versa.nmlung darauf an.
es möge ihr gefallen, Se. Majestät allerunterthänigst zu bitten, Allerhöchstdicselbenmögen die Ecnsuin dem Sinne des oben gestellten
Antrages zu mildern, die Eensur-Vchörden demgemäßzu constituiren und ihnen die nöthigen Bestimmungc,uud Vorschriften zur Ausübung
ihres Amtes zu ertheilen, zugleich aber zu befehlen geruhen, wenn Allcrhöchstdicsclbcnin Ihrer hohe, Weisheit obige Grunbzügc sir
angemessenerachten, baß diese Einrichtungen bald ins Leben treten möchten, und Allcrgnädigst dahin n wirken, baß auf dem ganzen
Gebiete des deutschenBundes analoge Einrichtungen getroffen werden möchten. Die Ausübung der Celur und Erlassung eines Prcß-
gcsetzes möchte alsdann der ferneren Zukunft überlasse» bleiben, falls dies bereinst als nöthig ober zwkmäßig anerkannt würde.

Der Referent findet aus den bisherigen Reden die Ansicht bestätigt, baß die Censur, wie sie gegcwärtig ausgeübt werde, ein
Uebelstand sei dem in irgend einer Weise abgeholfen werden müsse. Im benachbarte» Auslaude mögerllcrdiugS die Presse häufig
zu weit gehen' hier finde zuweilen das Gegentheil statt; diesem Uebel aber könne leichter abgeholfen we^cn. Schon baß die Cen¬
soren Beamten seien, bringe häufig mit sich, daß die inneren Angelegenheiten nicht freimüthig beurtheilt iwben tonnten. Ein Prefi-
Codci werde diesem in großem Maaße entgegentreten, und bis ein solcher Eobcr ins Leben getreten sei, mffe freilich die Censur m
ibrem aeaenn'ärtigen Verhältnisse bleiben, nur tonnten dafür mildere Bestimmungen erbeten werden. M scheine lhm übrigens
eine große Uebereinstimmung iu den Ansichten des Ausschussesund denjenigen der bisherigen Redner Stnttzu finden.

Dieser Ansicht widerspricht der Herr Vorsitzende, indem er darauf aufmerksam macht, baß die frühercnReoner nur Vorschläge
zur Abhülfe der Willtührlichtciten einzelner Censoren gemacht hätten, was mit dem Antrage auf Aufhebungaller Präventiv Maaß¬
regeln nicht übereinstimmend, sondern im geraden Widerspruch sei.

Eiu Abaeordneter aus dem Stande der Ritterschaft sagt: die Bittschrift, welche dem Antragsteller zu sc.cn Anträgen Vcran-
lassuna cieaebcn. gehe so natürlich aus unsern Zeitvcrhältuisscn hervor, daß cS nicht so zahlreicher Untcrschrten und unter diesen
so acktbarer Namen bedurft hätte, um ihrem Inhalt eine allgemeine und warme Theilnahme zu ncher.i; doe je allgemeiner b.ese
3üeilnlll»ne ie größer das Interesse, das sich auch in dieser Versammlung kund gebe, um desto großer sei insere Verpflichtung

Gründlichkeit zu prüfen. Als Material zu dieser Prüfung bitte er dasjenige zu betrachten, welche«
er über Dinge zu sagen sich erlauben werde, die heut zu Tage so vielfach besprochenwurden.

Dem ersten der Anträae auf Veröffentlichung unserer Verhandlungen sei durch das Königl. Proposttions-Deret tn einer Weise
.enüa? wie es ein allmäN Entwickelung unserer Institutionen erheische. In die Hände des Landtages sei es

weisen Gebrauch zu machen. Die Ausdehnung dieser Erlaubniß köme nur aus der
?>nere^ aus äußeren Einwirkungen hervorgehen. Wir würden sie eintrete» lasse», da. wo wir es für zweck-

da. wo uns eine Ausdehnung zwecklos,oder gar wohl schädlicherscheine. Deß in dem ersten
Falle^selbst den'«ollM kein Hinderniß in den Weg gelegt werde, dafür sprächen Thatsahen, es bedürfe
also keiner Worte.

Der «weite der vorliegendenAnträge sei zwar im wesentlichenmit dem dritten und Haupt-Antrage identischund wade somit sein
Kckiefsal durch die dem letzter« zu Theil werdendeBerücksichtigungbestimmt. El wolle jedoch der Reihenfolge halber sich schon letzt
?niäe vorläufige Bemerkungen über denselben gestatte». Eben so wünschenswerth es ihm erscheine, daß hier in der Versammlung
^ ..«. ^ ^ .^.mnou statt finve. und ein ängstliches Abwiegen der Worte vermieden wurde, wen» .h»e» nur e„e absichtliche

3rs3^ werden tonne, eben so nothwendig erscheinees ihm, zur Erhaltung dieser Freiheit deS Wortes
perjoiN.che ^"Utzui g « / , ^ ^ he» enige» beurtheilt würden, ,ür die sie bestimm«
5?en lu^ bei den ».eisten von unö das gute persönliche Einvernehme» gegründet, in welchem
Wir un^ über Sachen befänden, ein Verhältnis, welches sich auf die nen Eiutretenden vererbe und
wir uns trotz "n U",a, oe» ie» ^ , i erleichtere Gerade dadurch seien wir am meisten im Stande, den Werth unlerer Worte

^igc^uud"^ ^chche.. ^ ^en^ger wir äußere.,' Einflüssen ">e ^nwirk.^ geMteten diezu rouivu,^ « „,„,^„ s., ^,, -.. ' „„ ,-.. ,>ns l,> „er Gestalt e ncs wohlmeinenden NatheS zur Seite träte, nicht aber in Gestalt
ei7es aM«ch e,^?r ei s i.e7« b« 'der eines Tadels auf unsere Persönlichkeit durch 'die Oeffentlichkeit einzuwirken suche,eines abMi.ch"'"c,l "l^^«, ' ^ ...... ..... , m,,.«ff„,fs!.<,„,,. ^>„., cv„ ,.,ts der «„vaeln-aebtei!Anträae o der
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K b^i5^^3e,7.nW, die durchaus nothwendig erscheine, bevor sie äußeren Stürme» ohne Nachtheil Preis gegeben werden
Se^bststandigreit gewinn mu^ «^ Besprechuug der ständischenVerhandlungen in diesem Augenblicke die Entwickelung
tonne. nls fördern würbe, und zwar um so mehr, als es ihm schwierig erscheine,
die elb! w denien a". Schra « "bst als nothwendig erkannten, ol.nc jedoch die Möglichkeit.

°me sichere'Basis zu gründen und mithin die Möglichkeit einer derartigen Einigkeit « ,„.«.. .n
Abrede stellen zu wollen.

l3r aebe n»n :u dem dritten und wichtigsten der Anträge über. Ie weniger in Abrede gestellt werden könne, daß die Presse
l'„.l3,5a? e^ «scheine ihm die ebenfalls so vielfach verbreitete Ansicht, b»N ans dem Kampfe

und Licht hervorgehen werbe und sich eine größere und wirksamere Verbreitung
^ /?/« /rw^rteü lass Dr Men ch sei im Einzelnen wie in Masse stets derselbe. Er sei seiner Natur nach unvollkommen »nd
derse ben < "^n w^ " > Entwickelung dauere, die erst mit dem Tode aufbore. Die Kunst des Orziebeus
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äußere» Ebre gebe, sei die gute Presse stets nur auf die Defensive beschränkt, Ihre Wirkungen konnten größtentheils nur abwehrend,
zurückhaltend lind festigend sein, ohne sich bedeutender Fortschritte auf das feindliche Gebiet rühmen zu können, — glücklich genug,
wenn nicht äußere Hindernisse jenes noch erschwerten.

Was er vorstehend unter dem Namen schlechte Gesinnung bezeichne, sei nichts weniger, als ein ausgebildetes System logisch
geordneter Grundsätze. Sich ein solches zu bilden seien nur wenige ini Stande, Schlechte Gesinnungen seien vielmehr blos das
nothwendige Resultat schlechter Richtungen des Gemüths und des Herzens. Es sei der Stolz, der keine Autorität in Staat oder
Kirche anerkenne, der Neid, welcher die Abschaffung alles desjenigen predige, was der Pöbel Aristokratie zu nennen pflege, die
hämische Schadenfreude, die sich a» Klatschereien und Persönlichkeiten, gleichviel ob Lüge oder Wahrheit, ergötze, und die Oeffent-
lichkcit gebieterisch fordere, damit kein Scandal des Privatlebens verschleiert bleibe, es sei die Unlauterkeit des Herzens und der
Phantasie, welche durch schlüpfrige Vilder gekitzelt sei, es sei die Verzweiflung an dem eignen Heile, welche die Stimme des Gewis¬
sens dnrch das Läugncn Gottes übertäuben wolle; es seien alle diese Schattenseiten und Abgründe des menschlichen Herzens zusam¬
men genommen, auf welche die schlechte Presse spctulire und die ihrerseits wieder die schlechte Presse herausfordere und das Schand-
gewebe jener Schriftstellern reichlich ernähre.

Grundsätze könnten allerdings gegen Grundsätze streiten, und die guten die schlechten überwinden, denn beide wendeten sich an
die Intelligenz der Menschen, aler die geistreichste Entwickelung geistiger Wahrheit vermöge nichts, wo der Kampf nicht mit gleichen
Waffen geführt werde, wo der Zrrthum uicht blos als theoretischer Irrthum erscheine, sondern die Sinnlichkeit, die Untcrhaltungssucht,
die Neugier, dcu Egoismus, dm Hochmuth'"oer Menge auf seine Seite ziehe.

Zur schließlich«!, UnterstiHung dieser Ansicht gestatte er sich ein Beispiel aus dem praktischen Leben anzuführen.

Denken wir uns an ei«r und derselben Schule zwei Lehrer: den einen wohlgesinnt, freundlich, um das Wohl seiner Schüler
wahrhaft besorgt, stets nw gute Lehren im Munde führend und mit Ernst und Nachdruck einschreitend, da, wo es sich darum
handelt, bösen Einwirkung/« zu begegnen; den andern mit dem erforderlichen äußeren Ansehen ebenfalls ausgerüstet, jenen guten
Lehrer als einen finstern Moralisten verschreiend, der der Jugend die Regungen des angebornen Muths und die Aeußerungen der
natürlichen Freude mißgör»e, sodann Gehorsam, Furchtsamkeit als lästigen Zwang darstelle uud den Leidenschaften schmeichelnd, die sich
demselben widersetzen. Welcher uyn. beiden würde sich der größten Aufmerksamkeit, wenigstens bei der Mehrzahl der Schüler, und
welcher der schnellsten pcactischcn Anwendung seiner Lehren zu erfreuen haben? — So stebe es gleichfalls um die Wirkungen der
guten und schlechten Pr,sse. Doch er dürfe sich der Wiederholung solcher Wahrheiten, die wir in den gediegenbsten Schriften über
diesen Gegenstand fände!, und durch nackte Thatsachen täglich bestätigt sähen, nicht länger schuldig macheu. Ueber die Nothwendig¬
keit, die schlechte Presse zu unterdrücken, seien wir, wie er voraussetzen dürfe, Alle einverstanden, uud nur über die Wahl der Mittel
dürfe eine Verschiedenftit der Ansichten vielleicht obwalten.

Präventiv- oder Itepressiu-Maaßregeln, Eensur oder Prcsiqesctz, das sei es, worum eS sich allein handle, wobei es jedoch nicht
unzweckmäßig wäre, sie Gefahren etwas näher ins Auge zu fassen, welche auf der einen und auf der andern Seite beseitigt werden
müßte». Während >ie Censur dem Uebel vorbeugen wolle, wolle das Preßgesetz die Wiederholung durch Strafe verbäten. Unvoll¬
kommen wie jede nienschliche Einrichtung, würden beide bleibe«, — welche am wenigsten, sei hier die Frage. Da es sich um rein
geistige Dinge handle, so würde eine Aufgabe und zwar die wichtigste bei beiden nie zn lösen sein.

Es sei die, ein Form zu finden, welche die Absicht des Gesetzgebers so klar und bestimmt ausdrücke, daß Recht und Unrecht
scharf getrennt unt jede Wilttuhr beseitigt erscheine. Was ist aber Willkühr anders, als Handeln nach individuellen Auffassungen?
und wie sind die Wirkungen indiuidneller Auffassungen zu beseitigen, da, wo es sich um rein geistige Dinge handelt? Eine Richt¬
schnur zu finden, su scharf gezeichnet, daß sie die Nothwendigkeit in sich trage, sie in jedem einzelnen Falle im Sinne des Gesetz¬
gebers anwenden zu müssen, das sei der Stein der Weisen, der bis dahin nicht gefunden wurde und auch schwerlich zu finden
sein dürfte, un>> somit sei Willkühr, wenn man das Handeln nach individueller Auffassung hierunter verstehe, von Eensur wie
von Prcßgcsetz unzertrennlich. Wir hätten also beide in ihrer nothwendigen Unuolltommenheit und in deren Folgen zu betrachten.

Während die Eensur manches Gute unterdrücken werde, werde das Prcßgcsetz vieles Böse zu verhindern nicht im Stande sein.
Doch die Wabrheit lasse sich auf die Dauer nicht uuterdrücke»; je mehr Hindernisse ihr in den Weg gelegt würden, um desto kühner
verfolge sie ihr Ziel, um desto geläuterter erreiche sie dasselbe. Aber das böse Wort gleiche dem griechischen Feuer, unaufhaltbar,
nachdem es das Wurfgeschoß verlassen, unberechenbar in seinen Wirkungen, weil ihm nichts heilig uud unauslöschlich, weil es in
dem Munde wie in dem Herzen der Menschen Nahrung und Fortpflanzung fände. Die Vernichtung des einzelnen Wurfgeschosses
sei ebne den mindesten Einfluß auf das Böse, welches es in die Welt gesendet nnd das der Saat gleiche, die, unbekümmert um
die Hand, die sie ausstreue, aufgehe, und neuen Händen Nahrung uud Leben gewähre. Daß sich so die Folgen der Preßgesetze
gestalteten, dafür sprächen biö dahin alle Erfahrungen ohne Ausnahme. Gegen deren Nachtheile sich zu schützen, sei aber der Staat
wie der einzelne gleich ohnmächtig. Werfe man, wie schon geschehen, einen Blick auf die Staaten, in welchen die Prcßfreihet und
Frechheit keine andere Schranken finde, als Nepressiu-Maaßregcln ober Preßgcsctze, so böte sich ein Bild bar, welches er seinen Mit-,
ständen mit wenigen Worten ins Gedächtniß zurückzurufen sich erlauben wolle.

Die Regierungen, in einem fortgesetzten unfruchtbaren Kampfe mit einer Macht, die bis dahin unüberwindlich geschienen, weil
sie, wie er eben nachgewiesen, ihrer Natur nach, eine nothwendig angreifende Macht sei, stets mit ungleichen Waffen ibren Kampf
führend, müssen ihre Wirksamkeit beinahe ausschließlich auf ibre Erhaltung beschränken, und wir sähen Angriff wie Vertheidigung
mit Mitteln geführt, die durch ihre Allgemeinheit den Eharaeter der Verwerflichkeit allmählich verlören, der ihnen su häufig bei¬
wohne. Wir sählii auf diese Weise allmählig bei Allen, die bei der Entwickelung der politischen Znstänbe betheiligt seien, und nicht
minder bei denen, die diese Entwickelung hemmen zu müssen glaubten, eine innere Demoralisation eintreten, die den Glauben an eine
höhere Bestimmung der Menschheit und mit ihm die Grundlage wahrer Civilisation zu untergraben drohe. Einige würden vielleicht
auf England weifen, als das Land, wo bis dahin Revolutionen nicht die Folgen der Prcßgesctzgcbung gewesen. Allein
übersehe man nicht, welch? Grundlage England einer Vergangenheit verdanke, die keine Preßgesetzgcbunq kannte, weil ihr die
Nachtheile der Preßfrciheii fremd waren. Bedenke man wohl, baß nur jene tief eingewurzelte» mächtigen Grundlagen es seien,
die den heutigen gefahrvolle» Zuständen auch dort entgegen treten; vergesse man nicht, daß England von jeher das Land großer
politi,cher Veränderungen gewesen, daß diese Veränderungen zu einer Zeit Statt gefunden, wo die Presse keine Macht war, daß sie
stets nur befestigend, nicht auflösend gewirkt hätten, weil über die Person die Sache selbst nie aus den Augen verloren worden.
Daß aber dieses die Presse auch dort binnen Kurzem bewirken würde, stehe leider sebr zu befürchten, wenigstens scheine ihm durch
England, wenn man es in seiner Vergangenheit, Gegenwart und muthmaaßlichen Zukunft betrachte, der Beweis keineswegs geliefert,
daß Preßgcsetze eine sichere Schutzwehr der Ordnung und deren Nesnltat, der Freiheit, gewährten.

Prüfe man nun, in wie weit die Prcßgesttzgcbung die Rechte und Freiheiten der Einzelnen schütze, so scheine sie nach so
vielen Erfahrungen,^ die sich täglich so zu sagen vor unseren Augcu wiederholten, auch in dieser Beziehung ihre Aufgabe höchst
unvollständig zu löse». Oeffcntliche Angriffe auf Personen, möchten sie innerlich noch so ungerechtfertigt sein, seien nie ganz unwirk¬
sam und verfehlten daher nie ganz ihren Zweck. „Das 8e»>per »liliuill !,u<?l-el" war, sei und bleibe wahr.

Was gewähre aber eine Gelb-, selbst eine körperliche Bestrafung des Nichtswürdigen, der mit frevelhafte» Händen den Schleier
zerreiße, der persönliche ober Familien-Geheimnisse bedecke, der sie, gleichviel, wahr oder entstellt, der Oeffentlichkrit Prcis gäbe, was.
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gewähre dessen und seineö Helfers-Helfcrs, des Druckers, Bestrafung demjenigen für einen Ersatz, dem seine und der Seinigen Ehre
das höchste irdische Gut sei, welches durch Geld wohl gefährdet, nie aber gesichert und ausgewogen werden tonne? Wahrlich, b's
dahin sei die Anbetung des Mammon noch nicht gekommen; käme sie aber dereinst dahin, so könnten wir uns nicht verbergen, baß
von diesem Augenblickean der Begriff von äußerer Ehre spurlos aus der menschlichenGesellschaftverschwundenwäre.

Wenn nun aus den vorstehend angegebenen Gründen die Presigrsctzgcbungihm nirgends im Stande scheine, weder die mensch¬
liche Gesellschaft noch den Einzelnen gegen die Nachtheile der Preßfreihcit zu schützen, so komme er zu dem Schlüsse, daß er von
den beiden Uebeln, Prcßgesctze oder Eensur, das letztere für das geringere und somit vorzuziehenbcreerachte. Dies schließe jedoch
nicht aus, daß er eine Verbesserung der Censur für nothwendig halte, daß ihm dieselbe in der Gestalt, in welcher sie bei uns auf¬
trete, eben fo zuwider sei, als sie einem von uns nur sein könne. In dieser Gestalt erscheine sie ihm die geschäftigste und servilste
Dienerin des Siaats-Absolutismus, der bei unö in der Büreaucratie personifizirt sei. Auch er rechne es sich zur Ehre und zur großen
Ehre, dem Beamten-Stande anzugehören, der sich in Preußen durch Humanität und Integrität auf das vortheilhaftcste auszeichne.
Allein er könne nicht verkennen, daß er zu der bedeutendstenMacht in unserem Staate Herangwachsen sei. Eine Macht, die keine
Unabhängigkeit, weder über sich, noch neben sich, noch unter sich dulden wolle, deren Haupt-Tendenz in den Worte«! Nivellirung,
Ecntraliscttion wid Despotismus begriffen sei, und die die nothwendige Eigenschaft einer jeden unbeschränkten Macht, ein fortwähren¬
des Streben nach Ausdehnung, in sich trage. Diese Macht wolle bor Presse nicht« von ihrem Regiment abtreten, und habe die
Eensur zu ihrem dienstwilligsten blinden Werkzeuge gemacht. Die gefährlichsten Lehren gegen Thron und Kirche, wenn sie nur
nicht in zu plumper anstoßiger Form vorgebracht würden, entgingen ihrem Scharfblicke oder- fänden Entschuldigung in ihrer gut¬
müthigen Toleranz, während sie mit bewunderungswürdigem Instinct Alles auswittere und mit der größten Eonsequcnz alles unter¬
drücke, was das Ansehen, die Macht ihrer Gebieterin oder deren zahllosen Diener, schwächenoder gar untergraben tonne, Völlig
willkommen aber seien ihr alle gegen solche Personen gerichtete Angriffe, die irgend eine Unabhängigkeit, sei es eine kirchliche oder
politische, zu vertheidigen wagten.

Möchten jene Angriffe noch so wenig gerechtfertigt sein, möchten sie ihrem Inhalte nach ganz oder theilweise unwahr und
ihrer Form nach noch so niedrig und gemein sein, sie fänden eben fo willige Aufnahme, wie jene ekelhaften Lobsprüchc, die die
guten Gevattern öffentlich sich wechselseitigzuzuwerfen nicht crröthcten. Das sei die Eensur, so wie sie sich bei uns als die Creatur
der Büreaucratie und als die unerbittlichste Feinbin jeglicher Unabhängigkeit zeige, und daß er dieser Censur heute und nimmer das
Wort reden würde, das glaube er nicht erst versichern zu dürfen. Somit werde er sich jedem Antrage anschließen, der eine Ver¬
besserung dieses Ucbeistandeö, eines der größten, woran wir leiden, in ernster aber ehrerbietigster Sprache begehre, während er,
wenn eö sich um Preßgesetzc handle, das Mittel schlimmer noch als das gegenwärtige Uebel, die Censur betrachte, was wenigsten«
in seinen Augen nicht wenig bedeute.

Wenn er endlich bei der angestellten Prüfung die formellen in der Vundes-Ocsctzgcbungbegründeten Schwierigkeiten außer
Acht gelassen, so wolle er die Geltenbmachung dieser Bedenken, nachdem er schon in der Sache selbst so weitläufig geworden, Andern
überlassen und am Schlüsse seines Vortrages nnr noch an die ersten Worte erinnern, die aus den Zweign des Baumes der Er¬
kenntniß erschallten, über den Genuß dessen Früchte wir hente wie damals verhandeln: „Mit Nichten werdn ihr sterben, wenn ihr
davon esset, eure Augen werden aufgcthan werden, ihr werbet sein wie die Götter, erkennend das Gute und las Böse."

Ein Abgeordneter aus dem Staude der Städte bemerkte, nach Ablauf des zur Eingabe von Anträgen lnstimmten Termins sei
ihm eine an die hohe Versammlung gerichtete, von den notabelsten Einwohnern der Städte Saarbrücken, Vt. Johann und der
Umgegend unterzeichnete Vorstellung zugekommen, in welcher unter andern sich folgende Stelle fände:

„was uns zunächst anliegt, und schon jetzt erreichbar erscheint, zum Theil auch dazu dienen wird, eine große Zukunft
Preußens vorzubereiten, ist: Erweiterung der Presifreiheit."

Gin Volk, welches sich inmitten der Ereignisse von 1830 fo besonnen, und in neuester Zeit bei an Tag gelegier Anmaßung des
Auslandes so männlich entschlossen verhalten, hätte Beweise genug seiner unerschütterlichen Anhänglichkeit an König und Vaterland
gegeben, und es könne ihm in der Hinsicht, denke er, volles Vertrauen wohl geschenktwerben.

Die Hemmnisse der Gedanken-Mittheilung, wie sie zur Zeit eristirten, ständen im grellen Widersprüche mit der Bildung und
der Wissenschaft,auf welche der Stolz des Vaicrlandcs gegründet würde «nd zu deren Erzielung wir mit voller Zustimmung einen
so beträchtlichen Theil der Staats-Ausgabcn verwendet sähen. Sich diesen Ansichten anschließend glaube er ans ene Erweiterung
der Preßsrcihcit resp. Minderung ihrer jetzigen Beschränkung, gleichzeitig aber auch auf die strengste Bestrafung der Presivergehcn
durch bestimmte Gesetze, antragen zu müssen. Im übrigen theile er subsidiarischdie Ansichten des Ausschusses. Insbesondere möchte
er sich erlauben, den Wunsch auszusprcchcn, daß wenn noch irgend ein Preßzwang bestehen sollte, derselbe für alle Parthcien gleich
sei, d. h. baß in dieser Beziehung keiner Klasse der Staatsbürger mehr Rechte als der andern zugestanden würden.

Ein Deputirtcr der Städte unterstützt den Antrag des vorletzten Redners, indem er Verbesserung der Ecnsur-Gesctzewünscht,
und lobt die Distinktiv», die der Antragsteller zwischender anonymen und Pseudonymen Schriftstellern einer Seits und der autony-
me» anderer Seits gemacht habe, mithin der anonymen Schriftstellern nicht die Gunst zuzuwenden sei, welche die autonyme in
Anspruch nehmen dürfe.

Ein Abgeordneter der Städte äußerte sich dahin: das Prinzip der Oeffcntlichkcit sei für die Nheinlanbc ein Bedürfniß geworben,
und bedinge die Fortentwickclung ihrer sozialen Zustande. Er glaube, es zieme dem gegenwärtigen Landtage, eine solche Gesinnung
gegen des Königs Majestät auszusprechen.

Er verstehe aber nicht unter dem Prinzip eine ausgedehnte Oeffentlichkeit, die in andern Ländern gestattete Preßfreiheit, oder
vielmehr den Presiunfug, sondern nur die Befugnis; und die Freiheit, alle die Interessen des Landes betreffenden materiellen so wie
die geistigen und kirchlichen Angelegenheiten freimüthig und anständig besprechen zu können. Die Schwierigkeiten aber, die sich
einer solchen Gewährung des Mißbrauch« wegen entgegen stellen, seien so groß, daß selbst die verschiedenenRedner, welche sich hier
ausführlich und grünblich darüber ausgesprochen, in ihren Ansichten und angegebenen Mitteln verschiedengeblieben seien; daher
trage er darauf an, die Bitte an des Königs Majestät zu stellen:

„Dem Prinzip der Oeffentlichkeit für alles das Gcmeindewohl und die Interessen des Landes betreffenden Angelegenheiten
die möglichste Ausdchnnng zu gestatten, und um Gewährung einer ausgedehnteren Presifreiheit, welche durch kräftige und
schnellwirkende Gesetze bewacht und gegen jeden Mißbrauch sichere, ^wodurch dem Mißbrauch, welcher sich in Betreff der
gegenwärtigen Ausübung der Eensur erhoben, abgeholfen würde." '

Gin anderer Abgeordneter der Städte kann sich nach den statt gefundenen Erörterungen nicht einem Antrage auf unbedingte
Preßfreihcit anschließen,theilt aber die Ansicht derjenigen, die meinen, daß die Censur, wie sie jetzt ausgeübt werde, sehr mangelhaft
sei, und schlägt vor: Se. Majestät um eine Revision des Censur-Gesetzesund um Bildung einer Commission zu bitten, die über
die Zulässtgkeit der Veröffentlichung von Schriften zu entscheidenhatte, welche durch die Censur zurückgewiesenworden.

Ein Abgeordneter der Landgemeinden bemerkte: von einem verehrten Mitglied«: deS Rittcrstandcs sei uns der Mensch in einer
fortwährenden Erziehung vorgestellt und hervor gehoben worden, wie gefährlich der Sirenen-Gesang der Bösen und wie groß die
Verpflichtung, dessen Einwirkung uud schädliche Folgen zu verhüten. Er wolle dagegen dem Menschen die freie Wahl zwischengut
und böse belassen, denn nur in der Freiheit liege Tugend und Laster, wohingegen die ewige Bevormundung des Menschen selbst¬
ständige Eulwickelung zum Guten wie zum Bösen nimmer hervortreten lasse. Er knüpft an das Beispiel, welches uns in zwei
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Lebrein vorgeführt, seine Bemerkungen über die deutschen Universitäten, Hier entwickele der Mensch sich sclbstständig, Herz und
Ohr sei jedem Guten wie auch den Verführungen des Bösen geöffnet, und doch seien unsere Universitäten der Boden, auf welchem
unsere erleuchteten Staatsbeamten groß gezogen, roo die weisen Männer Deutschlands ausgebildet würden. Von unserem Könige
befürchte er keine beschränkende Censur und erwarte mit Gewißheit ihre zeitgemäße Milderung, allein nicht dies allein müsse man erbitten,
auch für die Zukunft uns eine Erbschaft sichern, und durch ein Gesetz fest begründen. Das Referat habe auch in diesem Sinne
sich ausgesprochen und vor der Hand Revision der Censur-Verordnung, demnach die Crlassung eines Preß-Gesetzes von Sr. Majestät
erbitten wollen. Er schließe sich deinnach dem Antrage des Referenten vollkommen an und bemerke ferner, der Antragsteller wolle
die Censur für anonyme Verfasser und die Freiheit für den unterschriebenen, priuilcgirten Schriftsteller. Hierbei sei aber wohl
zu erwägen, daß auch der Priuilcgirte seine Befugnis, überschreiten und straffällig werden könne, daß also für alle Fälle ein Preß-
Oesetz nothwendig wäre, wobei man auf dieselben Beschwernisse, wie bei einem allgemeinen Preß-Geseye, stoßen werde.

Einer der früheren Redner aus dem Stande der Städte erklärt: mit dem Referate stimme er in keiner Weise übereilt, indem
er die Preßfreiheit nicht wolle und sich mit Revision der Lensur-Gesetzc gern begnügen werde.

Der Referent zeigt, daß auch der Ausschuß die Bitte um Preßfreihcit nicht beuorwortct habe, daß aber in dem gegenwärtigen
Zustande der Gesellschaft eine bedeutende Milderung der Preßgefetze ohne Nachtheil statt finden könne und müsse, und daß die
Erlassung eineö Prcß-Codcr für die Zukunft nicht umgangen werden könne. Se. Durchlaucht der Herr Landtags-Marschall äußern,
baß wenn der Ausschuß nur die Ansicht habe aussprechcn wollen, daß die Erlassung eincö Prcßgesehes in Zukunft möglicher Weise
zu erwarten sei, es eines besondern, an Se. Majestät den König zu richtenden Antrages nicht bedurft hätte.

Ein Deputirtcr der Städte bemerkte: man umkreise die vorliegende Frage, wie die Katze den warmen Brei. Alle Ansichten,
welche sich hierüber harten gellend gemacht, stimmten darin überein, daß die bestehende Censur zu beschränkend und hemmend für
die Ocistcs-Eutwickelung sei. Wie dies zu heben, darüber seien die Ansichten verschieben. — Inzwischen bliebe der chrcnwerthen Ver¬
sammlung nur die Wahl übrig zwischen jener und der vom Referat beantragten, unter Obhut von Strafbestimmungcn zu stellenden,
Preßfreihcit. Eine Censur sti durch allgemeiue Gesetze nicht zu regeln, da die vorkommenden Fälle in ihren unendlichen Abstufungen
und Verschlingungen unmöglich so genau bezeichnet werden könnten, daß die Censoren nach ihren individuellen Ausbildungen nicht
eine verschiedene, von der festgestellten Norm abweichende Willkühr ausüben sollten, dergestalt, daß das hier Verpönte einige Meilen
weiter erlaubt sei; diese Nwormundung vernichte manche geistige Blüthe. Der menschliche Geist müßte sich nach seinen ihm beiwoh¬
nenden Gesetzen frei cntwi<teln und das Errungene mitheilen dürfen, sonst würde aus einem klaren belebenden Strom ein verpestender
Sumpf. Weun ein Volk sich für Preßfrciheit eignete, so sei dieses sicher das ruhige gemüthliche deutsche, welches wohl eher noch
einer Aufstachelung aus sMem Phlegma bedürfe, »ls der geistigen Zwangs-Iacke der Censur. Seine Gedanken und Gefühle seinen

Mitmenschen nicht unbehindert mittheilen zu dürfen, habe viel ähnliches mit dem nordamerikanische» Abspcrrungs-Syftem der Sträf¬
linge, welches in seiner oollcn Schroffheit häufig zum Wahnsinn führe. Wer nicht tadeln dürfe, von dem habe auch das Lob
keinen Werth, ähnlich in seiner Ausdrucklosigteit sei ein chinesisches Gemälde, dem der Schatten mangele. Möchten wir uns doch
nicht diesem erschlafften Volke beigesellt finden. Man gebe uns, der Vorhut gegen Gallien, außer dem materiellen noch ein geistiges
Gut zu vertreten; wen« dann »ochm^l der gallische Hahn krähte, fände er uns bereit, nicht zur Schlacht allein, sondern auch seinen
Uebermuth zu zügeln. Wenn wir die Zerrissenheit Deutschlands zu beklagen hätten, so hätten wir sie in Bezug auf die Censur zu
beglückwünschen. Obgleich bedauerlich in dem obschwebenben Falle, wo die weltliche und geistliche Gewalt über deren Grenzen im Hader
lägen, so hatte sich wch so viel bei dieser Gelegenheit festgestellt, daß die Preßeinrichtimg nicht einen gegenseitigen befriedigenden
Erfolg gäbe. Der Lüden klage den Norden und umgekehrt der Norden den Süden an, daß er sich nicht in der vorgeschriebenen
beengten Bahn bewege. Um aus diesem Dilemma zu kommen, fei das einfachste Mittel, dem Volke die Vertheidigung seiner eigenen
Interessen anheim zu geben. Eine volle Preßfreihcit mit gebührlichen Strafbestimmungen über deren Mißbrauch sei ein passendes
AuslunftSmittel, »m eine unangenehme Berührung der Regierenden zu beseitigen. Die Bemerkung von einem geachteten Gliede des
Fürstenstandes tüüne ihn nicht abhalten diese zu beantragen, da die Bundeöacte solche als grundsätzlich festgestellt habe. Unser
geistreicher hellde>ckender König wäre sicher nicht abgeneigt, dem Volke einen Schatz zu geben, den es zu vertheidigen habe. Er
trete dem Antrage des Referats bei.

man dürfe
das eine

nicht, seine
zweitens
sondern

Ein Abgeordneter aus dem Stande der Städte erklärte: Bevor wir zu der Wohlthat einer allgemeinen Preßfreihcit gelangen
könwen, schließe er sich thcilweise dem Amcnbemcnt des Herrn Abgeordneten der Städte an, denn wenn glcicb er Preßfreiheit wünsche,
so wa»c er doch nicht zu entscheiden, ob der Prcßfreiheit ein stets sicherer bändigender Zügel anzulegen sei. Aber das müsse er
vor AlUm wünschen, baß es ein Mittel gebe, die Mängel in der Verwaltung, die Wünsche der Unterthanen und Alles, was das
Wohl des Landes beträfe, zur steten unmittelbaren und sicheren Kenntniß Sr. Majestät unseres geliebten Königs zu bringen; deßhalb
mächte er darauf antragen, daß in jeder Provinz ein einziges Blatt bestimmt werde, in welchem diese Angelegenheiten frei vorge¬
tragen werde« dürften und Sr. Majestät dadurch Gelegenheit gegeben werde, dieselben kennen zu lernen. Dem Mißbrauche, der
hiervon gefürchtet werden möchte, könne unbedenklich vorgebeugt werben, wenn Jeder mit seinem Namen für die Wahrheit seiner
Angaben bürgen müsse, und Unwahrheit und Verläumdung mit den strengsten Strafen belegt werden tonnten. Einem Könige, wie
der unsrige sei, tonne diese Kenntniß der Wünsche und Klagen nur willkommen sein, da sein ganzes Streben aus Beglückung seines
Volkes abziele.

Der Herr Vorsitzende resumirte die Verhandlungen und bemerkte, daß allerdings Se. Majestät der König in der Regulirung der
Angelegenheit der Presse so weit gehen könne, wie sich der Ausschuß-Bericht ausdrücke, als andere Nundesstaatcn gegangen seien uub
selbst vielleicht noch weiter; daß aber Allerhöchstdicselbcn über die bekannten bunbesgesetzlichen Bestimmungen sich gewiß nicht hinweg¬
setzen könnten und würden, wovon als von einem feststehenden Prinzipe ausgegangen werden könne. Im übrigen schließt sich derselbe
denjenigen Mitgliedern an, welche die Hanptnachtheile der Censur in der Willkühr einzelner Censoren gefunden haben, und sucht
die zur Beseitigung dieser Willluhr gemachten verschiedenen Vorschläge möglichst zu vereinigen, indem er findet, daß jener Will¬
kühr auf keine Weise besser vorgebeugt werden tonne, als durch Crlassung eines vollständigen Censur-Gesetzes. Denn wenn eS
möglich sein solle, ein genügendes Preßgcsttz zur nachträglichen Bestrafung zu erlassen, so müsse es auch möglich sein, ein vollstän¬
diges, alle Willkühr möglichst ausschließendes Censur c Gesetz zu erlassen. Wenn auch vorhin die bestehenden Bestimmungen über die
Angelegenheiten der Presse Censur-Gesetz genannt worden seien, so müsse er doch bemerke», baß bis jetzt kein Censur-Gesetz bestehe;
es bestände» nur Verordnungen zur Regulirung des Gegenstandes, welche sich auf die bundesgesctzlichcn Bestimmungen gründeten,
und Instruktionen, welche wieder aus diese» Verordnungen hervorgegangen seien. Wolle also die Stände-Versammlung nicht lieber
nach Vem Vorgänge der Stände von Ostpreußen und Posen, von welchen der Gegenstand ausführlich verhandelt worden sei, darauf
vertrauen, daß eine so wichtige Angelegenheit die Aufmerksamkeit Sr. Majestät des Königs im vollsten Maaße beschäftigen werde,
und deshalb diese Angelegenheit der Sorge Sr. Majestät anheim gestellt sein lassen, so würde er vorschlagen, an Se, Majestät
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den'König die Bitte zu richten, in Erwägung ziehen zu wollen, ob nicht durch ein vollständiges, alle Willluhr der einzelnen Cen¬
soren möglichst beseitigendes, Censur-Gesetz diese Angelegenheit am besten geordnet werden könne.

Gin Abgeordneter der Städte hält es für nothwendig, daß die hier vielseitig ausgesprochenen, gewiß von der ganzen Provinz
getheilten Wunsche Sr. Majestät vorgetragen werden, und trägt auf eine dieses bezweckende Adresse wiederholt an.

Der Herr Vorsitzende schließt sich diesem Vorschlage mit dem Zusätze an, daß eine solche Adresse ihm ganz zweckmäßig erscheine.

Ein Abgeordneter der Ritterschaft wünscht, baß in der Adresse der Wunsch auch noch von einem Provinzial - Censur-Colleglum
ausgenommen werden möge, was aber von Sr. Durchlaucht zu einer besonderen Entscheidung verwiesen wird.

Ein Deputirter der Städte wiederholt seine frühere Aeußerung und den gestellten Antrag, worauf Sc. Durchlaucht bemerken,
daß dieser Antrag Sie nicht ganz befriedige, und daß Sie demnach sich bewogen fänden, als Verbesserung den Antrag zu stellen:
„Beschließt die Versammlung, an Se. Majestät den König die Vitte zu richten: die Angelegenheit der Presse durch ein, allen Will-
tührlichkeitcn der einzelnen Censoren möglichst vorbeugendes, Censnrgcsetz zu ordnen."

Ein Abgeordneter der Ritterschaft hält dafür, daß eine directe nnd bestimmte Bitte an des Königs Majestät gerichtet werden
müsse, indem diese ehrenhafter sei, als eine bloße Andeutung, wie es in Vorschlag gebracht worden. Es gezieme dem deutschen
freien Manne, dem Könige seine Wünsche offen und frei in Ehrerbietigkeit vorzutragen, weshalb er sich dem Vorschlage des Aus¬
schusses unbedingt anschließe.

Se. Durchlaucht der Herr Landtags-Marsckall wollen selbst dem Antrage auf Erlassung eines Censur-Gesetzes nicht entgegen
sein; ein Abgeordneter der Ritterschaft schlägt folgende Wortstellung der Frage vor: „Soll Sr. Königlichen Majestät das gegen¬
wärtige Censurwesen als ein Hinderniß dargestellt werden, welches der mit der Ordnung wohl verträglichen Begründung von
Sclbstständigkeiten im Staate, so wie der freien Entwickelung überhaupt auf eine höchst nachtheilige Weise entgegentritt, und ist
aus diesem Grunde Se. Majestät zu bitte», die bestehenden Censur-Vorschriften einer Revision zu unterwerfen, bei der ganz beson¬
ders die Anonymität, so wie die Anwendung dieser Vorschriften durch bcsouders geeignete Personen zu berücksichtigen sein dürfte."

Der Referent spricht die Ansicht aus, ein Prcßgcsctz könne nur vom Bundestage ausgearbeitet und erlassen werden, eine Mil¬
derung der gegenwärtigen Censur-Verordnungen aber durch Preußen allein erfolgen.

Ein Deputirter der Landgemeinden bemerkte, man sei nach einer langen Diskussion dahin gelangt, daß mau aus den vielsei¬
tigen Ansichten die hervorheben tonne, welche als die allgemeinere der Gegenstand der an des Königs Majestät zu richtenden Bitte
sein solle. Er glaube, daß es der Absicht der Majorität der Versammlung am entsprechendsten sein werde, bei der Formulirung
des Antrages den von dem Herrn Landtags-Marschall gemachten Vorschlag zum Anhalts-Punkte zu nehmen, und mit Hindcutung
auf die dereinstigc Erlassung eines allgemeinen Preßgesctzes, wenn die äußeren Verhältnisse des Staats es leichter gestatten werden
als jetzt, die ständische Vitte auf Publitatiou einer dem Bedürfnisse der Zeit angemessenen Censur-Verordnung, durch deren Be¬
stimmungen die Uebelstände beseitigt werden, welche die allgemeinsten Klagen verursachen, dermalen zu beschränken. Ob aber, wie
dies von mehreren Seite» proponirt worden, die Vorlegung des Entwurfs einer Verordnung zur ständifchcn Berathung erbeten
werden solle, gebe er der Erwägung der Versammlung anheim; ihm scheine eine solche Bitte nicht vollständig begründet, indem
es sich hier nicht von einem Gesetze handle, welches Eigenthums- und Personen-Rechte, im Sinne des allgemeinen Gesetzes vom
5. Juni 1823 betreffe, sondern von einer Maaßnahme »uf dem Gebiete der höheren Staatsverwaltung, welche nach seinem Dafür¬
halten des Beiraths der Provinzial-Etände nicht bedürfe.

Ein anderer Abgeordneter der Landgemeinden sagt: die Diskussion habe das Mangelhafte der gegenwärtigen Censur-Verhältnisse
hinlänglich dargetban. und darüber, daß das Uebel vorhanden sei und beseitigt werden müsse, sei man einverstanden, aber nicht
über das Mittel, welches dafür das Beste sei. Sein Vorschlag gehe dahin, unter Anführung des ans dem jetzigen Zustande ent¬
springenden Ucbelstandcs zu bitten, die bestehenden Censur-Vorschriften revidiren, der Presse eine ausgedehntere Freiheit gestatten
nnd dadurch eine dein Stande der Cultur und den Erfordernissen der Zeit angemessene Preß-Gcsetzgebung herbeiführen zu wollen.

Se. Durchlaucht bemerken, daß der durch Sie gemachte Vorschlag das Resultat der bis dahin Statt gefundenen Aeuße¬
rungen gewesen sei, und Ihnen noch immer, als die Hauptmomente der Diskussion enthaltend, erscheine; Sie würden demnach
darüber zur Abstimmung schreiten lassen. Der Herr Referent verlangt die Priorität für die Anträge des Ausschusses, uud will die¬
selbe in zwei Fragen vertheilen; die erste Frage lautet: „Beschließt die Versammlung, a» Sc. Majestät dc» König die Vitte zu
richten, die Angelegenheit der Presse durch ein allen Willkührlichkcitcn der eiuzclnen Censoren möglichst vorbeugendes Censur-Gesetz
zu ordnen?" und wird dabei bemerkt, daß im Falle der Bejahung in der deßfalls zu entwerfenden Adresse die durch den Herrn
Antragsteller geäußerten speziellen Wünsche, welche in den durch einen Abgeordneten der Ritterschaft vorgeschlagenen Fragen sehr
zweckmäßig modulirt worden, angeführt werden mögen.

Bei der Abstimmung haben sich 59 Stimmen für, und 5 Stimmen gegen den Vorschlag des Ausschusses ergeben. Die Stellung
der zweiten Frage ist dadurch unnöthig geworben.

Auf den Antrag eines Abgeordneten der Städte wird beschlossen, und Se. Durchlaucht der Herr Landtags-Marschall versprechen
sich dafür zu verwenden, baß die heutige Verhandlung so ausführlich, wie thunlich, vcröffeittlicht werde.

Es kommt hierbei zur Sprache, daß höheren Orts eine gedrängtere Form der Berichte gewünscht worden sei; es wird bemerklich
gemacht, daß nur vollständige Mittheilung des Gesagten den beabsichtigten Zweck erreichen werde, Auszüge aber, je nachdem sie ge¬
faßt worden, leicht zu Mißverständnissen führen können.

Der Herr Abgeordnete von Groote äußerte, in so fern die vollständige Veröffentlichung dieser Verhandlung von der Stande-
Versammlung beliebt und von dem Herrn Landtags-Commissar gestattet würde, so hoffe er von einer neuen Zusammenstellung der¬
selben für den Zeitungsbericht entbunden zu werden, indem dann der Abdruck des Sitzuugs-Protocolls mit Weglassung der Namen
der einzelnen Redner genügen würde.

Es kommen hierauf die Anträge, die Klassensteuer und ihre Contingcntirung betreffend, zur Sprache.

Der betreffende Referent des achten Ausschusses trägt nach Beleuchtung der beiden Anträge darauf an, daß Se. Majestät ge¬
beten werden möge:

1) daß die Vertheilung des Klassenstcucr-Contingents der Nheinprovinz überhaupt von Grund aus geprüft, und den ermittelten
Ungleichheiten nach einem in Allerhöchster Weisheit zu bestimmenden Verfahr.'» huldreichst abgeholfen, auch eine periodische
Revision der Vertheilung angeordnet werde. Zugleich aber sei zur Auffindung des dabei zu befolgenden Systems die Er¬
richtung einer gemischten Commission von Mitglieder» der Stände und Königl. Beamten erforderlich;

2) daß künftig daS jetzt bestehende Contingent der Klassensteuer in der Nheinprovinz auf den Grund vermehrter Bevölkerung
wenigstens für einige Zeit nicht erhöht und ferner, wenn auch nicht von allem Zuwachs befreit, dieser doch auf ein weit
gelinderes Verhältniß, etwa daS Drittheil des jetzigen Zuschlags, bestimmt werde;
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3) baß in den Bezirks- sowohl als, Kreis-Commissionen die Zahl der in dem Regulativ vom 2. Juni 1829 vorgeschriebenen
3 Stimmen ferner nicht erforderlich sei, um die Berufung einzelner Kreise und Bürgermeistereien an die Königl. Regierung
zu begründe», sobald die Reklamationen wegen Ueberlastung in den Sitzungen angetragen und zu Protocoll gegeben
worden sind;

4) daß künstig den Bezirks-Commissionen anstatt eines, fünf Mitglieder der Königl. Regierungen als Stimmberechtigte beigc-
geben werden, worunter der Präsident oder ein Abthcilungs-Dircctor als Vorsitzender;

5) daß den Commissionen für die Indiuidual-Reparationen in den Gemeinden künftig vier achtbare Einwohner, und zwar aus
jeder der 4 Haupt-Klassen einer, welche der Landrath, zu ernennen haben wird, als stimmberechtigteMitglieder beigcgeben
werden;

6) daß künftig an die Stelle der jetzt bestehenden 13 Klasscnstuscn, deren 28 gestattet werden; nämlich zum jährlichen Be¬
trage von 1 Tblr. se»p. '/, Thlr,, 2, 8, 4, 5, 6, ?, 8, 9. 10, 12. 15, 18, 21, 24, 80, 86, 42, 48, 34, 60, 72, 84, 96,
108, 120, 182, 144 Thlr,'

Der Antragsteller bemerkt, so jehr er die grünbliche Sorgfalt, womit der Ausschuß diesen wichtigen Gegenstand behandelt habe,
anerkenne, so könne er doch mit dem Referat nicht überall einverstanden sein. Er habe auf Aufhebung der Contingentirung der
Klassensteuer angetragen, die Gründe, aus welchen hier dieser Antrag abgelehnt werde, seien nicht Stich haltend; daß die Contin¬
gcntirung ihren Zweck, eine gleichmäßige Vcrthcilung zu bewirten, gar nicht erreicht habe, ergebe sich aus der Erfahrung und den
vielen Beschwerden, welche Einer hohen Stände-Versammlung darüber vorlägen. Nenn z. V. Mülhcim a. Rhein pro Kopf
24 Sgr. 8 Pf., und ihre Namens-Schwester an der Ruhr nur 12 Sgr, 9 Pf, pro Kopf gäbe, so tonne man das doch keine
gleiche Besteuerung nennen. Der andere Vortheil, welchen die Contingentirung baben solle, bei Indivibual-Einschätzungen es den
Lotalbehurden möglich zu machen, die ärmeren Klassen zu erleichtern, bestehe durchaus nicht, sondern grabe das Gegentheil, denn
da eine bestimmte Summe zur Vertheilung gegeben sei, welche in allen Fällen aufgebracht werden muffe, so käme die Behörde fast
immer in die Lage, die Ansätze erhöhen zu müssen; man fürchte bei Aufhebung der Contingentirung, daß die Regierungen die Umlage-
Rollen wieder willluhrlich erhöhen möchten; er theile indessen diese Furcht nicht. In der Provinz Wcstphalen sei die Contingentirung
nicht eingeführt, nach den von dort erhaltenen Mittheilungen habe aber dennoch die Klassensteuer in den verflossenen Jahren daselbst
weniger zugenommen, als in der Nheinprovinz, dabei müßten noch die unbeibringlichcu Reste berücksichtigtwerben, welche in West-
phalen dem Staate zur Last fielen, während sie in der Rheinprouinz von der klassenstcuerpflichtigenBevölkerung wieder ausgebracht
werden müßten. Mit Rücksichtdarauf, daß iu Zeiten, wo eine Verminderung der Staats-Abgaben in Aussicht stehe, ein festes
Contingent immer ein Nachtheil sei, glaube er, daß sein Antrag, die Contingentirung aufzuheben, alle Berücksichtigung verdiene.
Wolle Eine hohe Stände-Versammlung aber hierauf nicht eingehen, so wäre der Substdiar-Antrag: „eine ganz neue Vertheilung
des Eontingentö in der Rheinprouinz Statt finden zu lassen", doch ganz begründet. Die gegenwartige Vertheilung dieser Steuer
entbehre aller gesetzlichen Basis, hätte sie aber im Jahre 1829 eine solche gehabt, so läge es in der Natur der Sache, in der
Wcmdelbarteit der menschliche»Verhältnisse, baß sie diese Grmidlage dermalen verloren haben müsse. Diesem Antrage habe der
Ausschuß zwar beigestimmt, auch eine Commission, bestehend aus dem Herrn Ober-Präsidenten, fünf Regicrungs-Mitgliedern und fünf
ständischenDeputaten in Vorschlag gebracht, um die neue Reparation nach einem von des Königs Majestät zu bestimmenden Ver¬
fahre» — worüber indessendas Gutachten der Stände noch zu hören wäre, — in Ausführung zu bringen, dagegen müsse er bemerken,
wie die Abhülfe in Bezug auf die Ungleichheit in der Klassensteuer dringend sei. Diese Abhülfe würbe durch ein nochmaliges
Anhören der Stände wieder um ein paar Jahre verlängert werden. Eine Vertheilung der Steuer gehöre auch nicht unter jene
Gegenstände, wobei eine ständischeMitwirkung gesetzlich erforderlich sei, und iusofern sie wünschenswerth erscheine, wäre dafür durch
Zuziehung der fünf ständischenDepntirten gesorgt. Möge daher Eine hohe Versammlung die Bitte an Se. Majestät richten, die so
»otl)we»0!ge neue Reparation der Steuer recht bald Statt finden zu lasse».

Zu dem Ende würde es zweckmäßigsein, die fünf ständischenDepntirten schon gleich zu wähle», und für die Erneuerung oder
Revision der Vertheilung eine Periode von 10 Jahren in Vorschlag zu bringen, der ersten Bertheilung unter die Regierungs-Bezirkc
müßte sofort auch die Subrepartition auf die Kreise nachfolgen.

Mit den weiteren Anträgen des Ausschusseserkläre er sich einverstanden. Nur dürfte ihnen noch hinzuzusetzensein, daß sobald
ein tlassensteuerpftichtiger, in de» zwei höchste» Klasse» dieser Steuer eingeschätzter, Eingesessener in eine schlacht- u»d mahlstcuer-
pflichtige Stadt verziehe, seine Stencrquotc dem Contingcnt der Gemeinde, des Kreises uud des Regierungsbezirks abgeschrieben
werde» muffe. Dieses erscheineganz billig und die Ausführung um so nothwendiger, da gerade durch diese Verziehungcn viele
Gemeinden in ihrer Steuerlast übermäßig gestiegen seien. Der Staat könne die Abgaben doch nicht doppelt erheben; einmal in
der Schlacht- und Mahlsteuer und das zweite Mal in der Klassensteuer. Seinen Vorschlag habe er auf die zwei höchsten Steuer¬
klasse»beschränkt, um dessen Ausführbarkeit zu erleichtern und nicht schon bei kleinerenSteuersätzen eine Veränderung im Contingent
hervorzurufen; nicht zn übersehen hierbei wäre aber, daß die klassensteuerpstichtigeBevölkerung, so oft sie sich in schlacht- und mahl-
stenerpstichtigenStädten befände, hier mitsteuere, während dies umgekehrt nicht der Fall sei. Schließlich halte er eine Bildung von
nenen Klassensteuer-Stufen nicht für zweckmäßig; diese Steuer sollte die Mitte halten zwischen einer Kopf- und einer Einkommen¬
steuer. Ein spezielles Eindringen in die Vermögens-Berbältnisse der Steuerpflichtigen sei untersagt, jemehr würbe es gerade nothwendig,
das Vermögen der Steuernde» gegen einander abzuwägen, was doch gerade vermiede» werben solle.

Ein Dcputirter der Städte erklärt, er habe im Ausschusse bereits die Ansicht ausgesprochen, daß eine Vermehrung der
Klasse» nicht zweckmäßigoder wünschenswerth, und der Beschluß der Stände-Versammlung wegen Zuziebuug der ständischenMit¬
glieder nicht erforderlich sei, daß er übrigens auch für eine Revision von 10 zu 10 Jahren stimmen werde.

Ein Abgeordneter der Städte tritt dieser Ansicht bei; ein anderer erklärt woher es komme, daß in einigen Orten der Durch-
schnitts-Vctrag der Klassensteuer viel bedeutender, als an andern sei. Er erklärt sich zu Gunsten der Contingentirung, wenn er
auch sich mit weniger Klassen begnügt haben würbe,

Ein Deputirtcr der Stäbte ist im Allgemeinen mit der Ansicht des Antragstellers einverstanden, hält aber eine Vermehrung
der Steuer-Klassen für absolut nothwendig, und bittet die Versammlung, sich dafür auszusprechcn.

Ein Abgeordneter der Ritterschaft ist mit sämmtlichen Anträgeil des Referats einverstanden, besonders was die Vermehrung
der Steuerklassen betrifft, findet aber die Zuziehung von 5 Regierungsbcamten zur Vertheilungs-Eommission auf die Kreise nicht
angemessen, und hält zwei vollkommen genügend.

Ein Deputirter der Städte spricht sich ganz im Sinne des vorletzten Redners aus und tadelt insbesondere die Umtriebe, welche
bei Vertheilung der Steuer aus die Kreise Statt finde.

Ein Abgeordneter der Landgemeindenerklärt, wie die Steuer früher hinaufgeschroben worden, und rühmt, baß dieß, seitdem
die (zontingentiruug eingetreten, nicht mehr Statt finde; er spricht sich für die durch den Ausschuß vorgeschlagene Zuziehung
von Königl. Beamten aus.
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Ein Abgeordneter der Städte giebt die Gründe an, welche ihn bewogen haben, gegen eine Vermehrung der Steuerklassen
zu stimmen, und sich auch gegen eine fernere Zuziehung von ständischen Mitgliedern zu erklären.

Ein anderer Deputirter der Städte hält es für unnütz, die Contingentirung der Klassensteuer weiter anfechten zu wollen,
da diese zu allgemein beliebt erscheine. Er theile aber die Anficht des vorigen Redners, das! eine Vermehrung der Klassen nicht
wünschenswerth sei.

Ein Abgeordneter der Ritterschaft spricht für die Contingentirung und für eine Vermehrung der Klaffen, wenn auch nicht in-
der Ausdehnung, wie sie der Ausschuß vorgeschlagen.

Mehrere Mitglieder erwähnen, daß die Königl. Negierung die Notwendigkeit mehrerer Abstufungen dadurch anerkannt habe,
daß sie in einzelnen Fällen selbst das Auökunftsmittel vorgeschlagen, Steuerpflichtige abwechselnd, das eine Jahr zu 4, und das
nächste Jahr zu 6 Thlr. zu veranlagen.

Der Referent erwidert noch einiges auf die verschiedenen gegen das Referat gemachten Ausstellungen, und schlägt ein De¬
putirter der Landgemeinden vor, die bisherigen Klassen beizubehalten, den Gemeinden aber zu gestatten, ausnahmsweise Unter-
abthcilungcn zu machen.

Ein Abgeordneter der Ritterschaft bemerkte, wenn die Klassen vermehrt würden, so werde besonders in den höheren
Klassen eine reine Vermögenssteuer daraus entstehen. Bei den Klassen unter 18 Thlr. halte er Unterabthcilungen für zweck¬
mäßig, namentlich für eine Klasse von 5, uud eine andere von 15 Thlr.

Sc. Durchlaucht wünschen zu wissen, ob Jemand für Aufhebung der Eontingentirung stimme. Es erhebenjsichdafür nur
3 Mitglieder. Es wird darauf die Frage gestellt, „ob die Revision des Eontingentö von 10 zu 10 Jahren beliebt werde,"
und diese blos mit 35 Stimmen gegen 3U bejaht. Es kann demnach dem Antrage keine Folge gegeben werden, und fällt die
Frage wegen Bildung der Commission von selbst weg.

Ein Deputirter der Ritterschaft schlägt vor, man möge die Behörden bitten, eine festere Basis zur Vertheilung der Klassensteuer
zu ermitteln, und erwähnt, daß er eine solche aufgefunden, die auch für den Negiernngsbczirt Aachen als ganz bewährt sich er¬
wiesen habe.

Ein anderer Abgeordneter desselbenStandes erwidert, die Regierung zu Eöln habe bis jetzt sich vergebens bemüht, eine solche
Basis aufzufinden, und werde der Herr Abgeordnete ihr einen großen Dienst leisten, wenn er ihr seinen Vorschlag mittheile.

Ein Deputirter der Städte sagt, im Regierungs-Bezirk Aachen fehle es auch an einer festen Basis, und bis jetzt kämen noch
Reclamcitionen in Menge vor.

Der nächste Vorschlag des Ausschusseswar, sich gegen eine Erhöhung des Kontingents zu verwahren. Es hat sich hiergegen
kein Widerspruch erhoben.

Darauf wird gefragt, ob der Vorschlag des Antragstellers, baß nämlich beim Verziehen von Klassensteuerpstichtigender zwei
böchstm Steuerklassen in mahl- und schlachtsteuerpstichtigeStädte die Abschreibung des Steuer-Betrages vom Contingente er¬
beten werden möge, Beifall finde, und ist dieser einstimmig geäußert worden.

Die fernere Frage: ob künstig statt der bis jetzt bei den Bezirks- und Kreis-Commissionen erforderlich gewesenen drei Stim¬
men nur Eine Stimme als genügend betrachtet werden solle, um eine Neelamation höheren Orts zu begründen, wird ebenfalls durch
überwiegende Stimmenmehrheit bejaht, und wird die Zuziehung von 5 Regierungs-Beamten, worunter der Präsident oder ein Ab-
theilnngs-Director als Vorsitzender, statt daß bisher nur Einer an der Verhandlung Theil genommen, ebenfalls durch überwiegende
Stimmenmehrheit angenommen.

Die nächste Frage: ob den Commissionen für die Inbividual-Nepartitioncn in den Gemeinden künftig 4 achtbare Einwohner,
und zwar aus jeder der 4 Hauptklassen einer, welche der Landrath zu ernennen haben wird, als stimmberechtigteMitglieder beige-
geben werden sollen, giebt Anlaß, einer Seits zu bemerken, daß die Angabe des Ausschusses auf Irrthum beruhe, während von
anderer Seite das Gegentheil behauptet wird; die Frage selbst wird durch überwiegende Stimmenmehrheit bejaht.

Die letzte Frage: ob die vom Ausschusse beantragte Vermehrung der bis jetzt bestehenden 18 Klassen auf 28 Klaffen beliebt
werde, ist nur mit 43 Stimmen gegen 25 Stimmen bejaht worden, und mithin auch als beseitigt anzusehen.

Es wird nun die durch einen Abgeordneten der Landgemeinden vorgeschlageneVerbesserung, wonach im Allgemeinen die 18
Klassen beibehalten werden, die Gemeinden aber die Nefugniß haben sollen, ausnahmsweise Mittelklassen zu bilden, zwar in An¬
regung gebracht, aber auf den Vorschlag eines Abgeordneten der Ritterschaft der Bildung zweier Mittelklassen, nämlich der einen
zwischen4 uud 6 Thlr., und der andern zwischen 12 und 18 Thlr., zurückgegangen, und dieser mit überwiegender Stimmenmehr¬
heit angenommen.

Se. Durchlaucht zeigten nun an, baß folgende Referate zur Einsicht offen gelegt worden:

Vom zweiten Ausschüsse: Ueber die mit Frankreich abzuschließendeUebereinkunft zur Verhütung der Forstfrevel in den Glänzwal-
dulrgcn.

Vom vierten Ausschusse: Ueber Entschädigung nicht eingegangener Eompetenzgelder für die Stadt Wesel.

Vom fünften Ausschusse: Ueber Revision des Gesetzes über Vormundschaftswcsen ,c.

Vom sechsten Ausschusse: 1) Ueber die Concession zur Schenkwirthschaft für W. Engstfcld zu Barmen.
2) Ueber die Anordnung periodischer Gerichts-Sitzungen.

Vom siebenten Ausschusse: Ueber Scrüitut-Vcrechtignngen der Flinger und Gerresheimer Gemarken.

Vom achten Ausschusse: 1) Ueber Revision der Grundsteuer.
2) Gehalt der Beamten in der Rheinprovinz.
3) Zuschläge auf die Schlacht- und Mahlstcuer.
4) Verwendung des Landwehr-Cauallerie-Mobilmachungs-Fonds :c.

Vom zehnten Ausschusse: Nentbarmachnng der Kassenbeständeder Rheinischen Provinzinl-Fcuer-Socletät.

Die Sitzung wurde auf Morgen, Vormittags 10 Uhr, bestimmt.
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